
Die Verwaltung ist eine tragende
Säule unserer Republik“, sagte
Innenministerin Mag.a Johanna

Mikl-Leitner, die das 88. Themenfo-
rum des Führungsforums Innovative
Verwaltung (FIV) in das BM.I eingela-
den hatte, um die Reformvorhaben des
Innenressorts im Bereich der Sicher-
heitsbehörden und bei der Einrichtung
eines Bundesamtes für Fremdenwesen
und Asyl vorzustellen. „Das Innenmi-
nisterium bezeichnet sich gerne als Re-
formministerium. Ich bin froh über die
gute Zusammenarbeit mit allen Betei-
ligten, vor allem mit den Ländern, und
ich bin stolz auf die Leistungen der
Verwaltungsbeamten“, betonte Mikl-
Leitner. 

Hochrangige Mitglieder des
Führungsforums, einer 1999 gegründe-
ten Vereinigung von Führungskräften
des öffentlichen Diens tes aus Bund,
Ländern und Gemeinden, verfolgten
die Präsentationen von Dr. Herbert An-
derl, Generaldirektor für die öffentliche
Sicherheit, und Mag. Wolfgang Tau-
cher, Direktor des Bundesasylamtes. 

Reformen des Sicherheitswesens.
Generaldirektor Anderl erläuterte die
vielseitigen Reformen des Sicherheits-
wesens in den vergangenen zehn Jah-
ren: Sondereinheiten wurden zum Ein-
satzkommando Cobra zusammenge-
führt, die Sicherheitsakademie, das
Bundeskriminalamt und das Bundes-

amt für Verfassungsschutz und Terro-
rismusbekämpfung wurden geschaffen
und mit 1. Juli 2005 entstand aus der
Bundesgendarmerie, der Bundessicher-
heitswache und dem Kriminalbeamten-
korps der neue Wachkörper Bundespo-
lizei. Das fehlende Anschlussstück
stellte eine Neugliederung der Sicher-
heitsbehörden dar: „Die jetzige Reform
ist die größte Verwaltungsreform im
Bundesbereich“, erklärte Anderl. Auf-
grund der ab 1. Jänner 2013 umzuset-
zenden Haushaltsrechtsreform des
Bundes, der Einführung einer neuen
Verwaltungsgerichtsbarkeit und der Er-
richtung eines neuen Bundesamts für
Fremdenwesen und Asyl mit 2014 war
eine Neuordnung der sicherheitsbe-
hördlichen Führung unabdingbar ge-
worden. Ziele des im November 2011
gestarteten Projekts „Landespolizeidi-
rektionen (LPD)“ waren eine schlanke-
re Führungsstruktur, eine Verminde-
rung von Schnittstellen, die Einrich-
tung von zentralen und serviceorien-
tierten Anlaufstellen für Bürger und
durchgängige Karrieremöglichkeiten. 

An Stelle von 31 Behördenleitern in
Sicherheitsdirektionen, Bundespolizei-
direktionen und Landespolizeikom-
mandos wird es zukünftig nur noch
neun Leiter geben – die Landespolizei-
direktoren. Pro LPD wird ein Detail-
budget verwaltet. Der Instanzenzug
wird zu den LPDs und zukünftig zu
den neuen Verwaltungsgerichten lau-

fen. Die Struktur der Bezirks- bzw.
Stadtpolizeikommanden und Polizeiin-
spektionen wird sich nicht verändern,
ebenso wenig die sicherheitsbehördli-
chen Strukturen der Bezirkshaupt-
mannschaften und Statutarstädte. 

„Die Reform betrifft nur die Bun-
desbehörden, die Strukturen vor Ort
bleiben gleich“, sagte der Generaldi-
rektor. 450 Bedienstete seien von der
Neustrukturierung unmittelbar betrof-
fen. „Es wird aber keine Stelle einge-
spart, sondern es geht nur um den effi-
zienteren Einsatz des Personals“, unter-
strich Anderl. 

Sektionschef Dr. Mathias Vogl, Lei-
ter der Rechtssektion im BM.I, ergänz-
te, dass schon 1990 ein Bericht des Be-
ratungsunternehmens „TC Consult“ die
Reduzierung der Sicherheitsbehörden
auf eine Spitze pro Bundesland emp-
fohlen habe. „22 Jahre später ist es
endlich gelungen, die notwendigen
Verfassungsgesetze und einfachen Ge-
setze zu beschließen.“

Einheitliches Bundesamt. Mag.
Wolfgang Taucher, Direktor des Bun-
desasylamtes, skizzierte die Herausfor-
derungen für Asyl- und Migrationsbe-
hörden in der Europäischen Union:
Menschen kämen immer öfter aus ganz
unterschiedlichen Motiven nach Öster-
reich, man bezeichne dies als „ge-
mischte Migrationsströme“. Daher sei
die momentane Behandlung von Mi-
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Zeit der Neustrukturierungen
Das Innenministerium präsentierte am 20. Juni 2012 Führungskräften des öffentlichen Dienstes 

die Reform der Sicherheitsbehörden und des Asyl- und Fremdenwesens.

Generaldirektor für die öffentliche Sicherheit Herbert Anderl,
Sektionschef Mathias Vogl, FIV-Präsidentin Heidrun Stroh-
meyer, BAA-Direktor Wolfgang Taucher.

Innenministerin Johanna Mikl-Leitner beim 88. Themenforum
des Führungsforums Innovative Verwaltung (FIV): „Das Innen-
ministerium bezeichnet sich gerne als Reformministerium.“
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gration in ganz unterschiedlichen Be-
hörden schwierig und langwierig; eine
neue, gemeinsame Behörde könne dy-
namisch und vernetzt auf die komple-
xen Phänomene reagieren. „Effektive
und qualitative Verfahren mit einheitli-
chem Vollzug und Steuerung bringen
Vorhersehbarkeit für alle Stakeholder“,
sagte Taucher. 

Das Großreformprojekt zur Schaf-
fung eines neuen Bundesamtes begann
mit einem Beschluss des Ministerrates
am 19. Oktober 2010. Ein Jahr später
einigte sich die Bundesregierung mit
den Landeshauptleuten auf ein gemein-
sames Konzept. „Länder und Bezirks-
verwaltungsbehörden werden Kompe-
tenzen an das Bundesamt abtreten, um
diese dort zu konzentrieren. In diesem
Projekt steckt daher viel verwaltungs-
reformatorischer Geist“, unterstrich der
Direktor des Bundesasylamtes. Seine
Behörde wird mit 1. Jänner 2014 im
neuen Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) aufgehen, womit ne-
ben Asyl weitere Kompetenzen im
BFA gebündelt werden. So werden
auch die Zuständigkeiten der Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsbehörden für
die Prüfung des Aufenthaltsrechts aus
berücksichtigungswürdigen Gründen
und die Vollziehung des Fremdenpoli-
zeigesetzes unter das Dach des BFA
wandern. Die übrigen Zuständigkeiten
der Fremdenpolizei bleiben bei den
Landespolizeidirektionen, der allge-
meine Vollzug des Niederlassungs-
und Aufenthaltsgesetzes bei den „gut
geübten Landesbehörden“ im Weg der
mittelbaren Bundesverwaltung. 

Das neue BFA wird dem Bundesmi-
nisterium für Inneres unmittelbar nach-
geordnet sein – mit einer Zentrale in
Wien und Regionaldirektionen in je-
dem Bundesland. Die Erstaufnahme-
stellen bleiben bestehen. „Letztendlich
soll eine Entscheidung in Zukunft viele
heute noch getrennt von einander lau-
fende Fragen erfassen“, betonte Wolf-
gang Taucher. Verfahren könnten ver-
bunden werden, die Erteilung eines
Aufenthaltstitels könne in jedem Stadi-
um des Verfahrens geprüft werden.
„Damit werden wir Synergien nützen
und auch der Mehrwert der neuen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit ist klar erkenn-
bar – denn in Zukunft wird es keine 20
Berufungsinstanzen mehr geben.“

Gregor Wenda

Führungsforum Innovative Verwal-
tung: http://www.fiv.at
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